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NABU  Landesverband Hessen e. V. · Friedenstraße 26 · 35578 Wetzlar 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

herzlichen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf des 
Gesetzes über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“. Wir 
begrüßen sehr die Initiative des Landes zum Schutz der Grenzregion entlang 
der ehem. deutsch-deutschen Grenze. Dies würdigt die naturschutzfachliche, 
landeskundliche und historische Bedeutung dieses Bereichs.  

Das Land Hessen nimmt auf nationaler und europäischer Ebene damit eine 
Vorreiterrolle ein, da es das erste westlich an den ehemaligen Eisernen 
Vorhang angrenzende Land ist, das die entstandenen wertvollen Lebensräume 
schützt.  

 

In eine historische Erinnerungslandschaft gehören alte Wälder  

In der geschichtsträchtigen Erinnerungslandschaft sollten Wälder ein 
möglichst hohes Alterhaben, um die geschichtliche Dimension deutlich zu 
machen. Daher schlagen wir vor, an vier Stellen Staatswaldflächen an der 
Landesgrenze als Zone I mit in das Grüne Band aufzunehmen (die Karten 
wurden der Obersten Naturschutzbehörde bereits zur Verfügung gestellt). 
Dabei handelt es sich um folgende Waldbereiche: 

 Östlich von Blankenbach/Wölfterode  

 Nördlich von Philippsthal  

 Südwestlich von Philippsthal, südlich von Röhrigshof: Erweiterung der 
Zone I um das Gebiet nordwestlich des NSG Stöckig-Ruppershöhe 

 Naturwald-Band östlich von Findlos: Es sollte ein weitgehend 
zusammenhängendes Naturwald-Band zwischen dem NSG Westlicher 
Rhönwald und der Zone I zwischen Seiferts und Birx entstehen. 

 

Landesverband Hessen e. V. 
 
Mark Harthun 
Geschäftsführer Naturschutz 
 
Tel. +49 (0)6441 - 67904-16 
Fax +49 (0)6441 - 67904-29 
mark.harthun@NABU-Hessen.de  
 
 
Wetzlar, den 9.11.2022 
 
 
NABU Landesverband Hessen e.V. 
Friedenstraße 26 
35578 Wetzlar 
Tel.: +49 (0)6441 - 67904-0 
Fax: +49 (0)6441 - 67904-29 
www.NABU-Hessen.de 
www.facebook.com/NABU.Hessen 
www.twitter.com/NABUHessen 
 
 
Spendenkonto   
Sparkasse Waldeck-Frankenberg 
BLZ 523 500 05 
Konto-Nr. 02 020 030 
 
Der Naturschutzbund Deutschland e. V. 
(NABU)  ist ein staatlich anerkannter 
Naturschutzverband (nach § 63 BNatSchG) 
und Partner von Birdlife International. 
Spenden und Beiträge sind steuerlich 
absetzbar. Erbschaften und Vermächtnisse 
an der NABU sind steuerbefreit. 
 

Hessischer Landtag 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Postfach 3240 

65022 Wiesbaden 

 

 
 

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über das Nationale 
Naturmonument „Grünes Band Hessen“  
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Lückenschlüsse  

Im Grünen Band sollte die Wirkung des seit 2002 im Bundesnaturschutzgesetz geforderten 
Biotopverbunds verbessert werden: Es ist von besonderer Wichtigkeit, Lücken wertvoller 
Lebensräume im Grünen Band zu schließen, aber auch Anschlüsse an andere 
Lebensraumverbünde zu entwickeln oder zu stärken, um Querachsen zu ermöglichen. Dies sollte 
über eine Stärkung der Landschaftspflegeverbände in den Landkreisen erfolgen, die im Grünen 
Band gemeinsam mit der Landwirtschaft eine naturschutzfachliche Aufwertung anstreben sollten. 

 

Neuschaffung touristischer Infrastruktur nur für stille Erholung 

Wir unterstützen ausdrücklich, dass das Grüne Band erlebbar sein soll. Die Formulierung in § 6 
Abs.3 Nr. 8 muss jedoch geändert werden. Unser Änderungsvorschlag lautet: 

„(3) Erlaubt bleiben 8. die Schaffung neuer touristischer Infrastruktur für die stille Erholung im 
Einvernehmen mit der obersten Naturschutzbehörde.“ 

Denn der unbestimmte Rechtsbegriff „touristische Infrastruktur“ kann kleine Dinge, aber auch 
große Projekte wie den Bau von Parkplätzen oder den Bau einer Sommerrodelbahn umfassen. 
Solche Maßnahmen sind für uns in den Naturschutzgebieten der Schutzzone 1 des Grünen Band 
Hessen aber indiskutabel. Mit der Ergänzung der Worte „für die stille Erholung“ würden weiche 
Infrastrukturmaßnahmen für touristische Zwecke möglich, harte Infrastrukturmaßnahmen in 
Form größerer Projekte blieben jedoch hingegen weitgehend ausgeschlossen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Hessischer Städte- und Gemeindebund · Postfach 1351 · 63153 Mühlheim/Main 

 

 

 

 

Hessischer Städte- und 
Gemeindebund e.V. 
Henri-Dunant-Str. 13 
D-63165 Mühlheim am Main 
Telefon 06108 6001-0 
Telefax 06108 6001-57 

BANKVERBINDUNG 
Sparkasse Langen-Seligenstadt   
IBAN DE66 5065 2124 0008 0500 31  
BIC: HELADEF1SLS 
 
Steuernummer: 035 224 14038 

PRÄSIDENT 
Matthias Baaß  

ERSTER VIZEPRÄSIDENT 
Markus Röder 

VIZEPRÄSIDENT 
Dr. Thomas Stöhr 

GESCHÄFTSFÜHRER 
Harald Semler 
Johannes Heger 
Dr. David Rauber 
 

 

 

— 

 

— 

 

 

Referent(in) Frau Vogelmann, 
Frau Kar, Herr Brodt 
Abteilung 2.2 
Unser Zeichen Vo/YK/SB/jg 
 
Telefon 06108 6001-49 /42 /40  
Telefax 06108 6001-5 7  
E-Mail hsgb@hsgb.de 

Ihr Zeichen I 2.18 
Ihre Nachricht vom 17.10.2022 
Datum 03.11.2022 

 
 
Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Hessischen Landtages am 23.11.2022, 10:00 Uhr 
hier:  Gesetzentwurf der Landesregierung 
 Gesetz über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“  
 - Drucks. 20/9132 - 

 

Sehr geehrte Frau Müller-Klepper,  

sehr geehrte Damen und Herren,  

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem o. g. Gesetzentwurf der Lan-

desregierung. Bereits im Rahmen der Verbändeanhörung hatten wir mit Schreiben vom 

22.08.2022 gegenüber dem Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz zu dem Entwurf des Kabinetts für ein Gesetz über das nationale Natur-

monument „Grünes Band Hessen“ Stellung genommen. Erfreulicherweise konnten wir nun bei 

Prüfung des Gesetzentwurfs der Landesregierung feststellen, dass unsere Forderung nach einer 

Berücksichtigung der kommunalen Planungshoheit insbesondere im Hinblick auf laufende Pla-

nungen und sich in Aufstellung befindliche Bauleitplanungen in den in § 9 des Gesetzentwurfs 

enthaltenen Ausnahmen ebenso Berücksichtigung gefunden hat, wie schon in Kraft getretene 

Bebauungspläne. Dies begrüßen wir ausdrücklich ebenso wie die in § 9 Abs. 6 ergänzte Aus-

nahme im Hinblick auf die im Zusammenhang bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB. 

Dennoch fordern wir weiterhin bei dem Erlass des Gesetzes und der Festlegung des Geltungsbe-

reichs zu berücksichtigen, ob und inwieweit Flächen in den Geltungsbereich eingezogen werden, 

die im Regionalplan Nordhessen als Vorranggebiet Siedlung oder Industrie und Gewerbe ausge-

wiesen oder im kommunalen Flächennutzungsplan als Bauflächen dargestellt sind. Denn mit den 

 
 
Per E-Mail: k.thaumueller@ltg.hessen.de und 
d.erdmann@ltg.hessen.de 

Vorsitzende des Ausschusses 
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft  
und Verbraucherschutz 
des Hessischen Landtages 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
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im Gesetzesentwurf enthaltenen Verboten geht eine erhebliche Beeinträchtigung der Entwick-

lungsmöglichkeiten der Kommunen einher, obwohl es sich nach der Regionalplanung teilweise 

um Flächen handelt, die der Planung vorbehalten sind.  

Zusammengefasst ist festzuhalten, dass die Interessen der Gemeinden an einer Flächenentwick-

lung im Gesetzgebungsverfahren angemessen zu berücksichtigen sind.  

Wir bitten ebenso höflich und nachdrücklich um Berücksichtigung unserer Forderung.  

An der Anhörung zu dem Gesetzentwurf am 23.11.2022, 10:00 Uhr wird der Unterzeichner als 

Geschäftsführer des Hessischen Städte- und Gemeindebundes teilnehmen.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Johannes Heger 

Geschäftsführer 
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Stellungnahme der Gemeinden des Landkreises Fulda im Rahmen
der Öffentlichen Anhörung im Landtag am 23.1 1.2022 zum Gesetz
übe das Nationale Naturmonument "Grünes Band Hessen

zunächst bedanke ich mich im Namen der Bürgermeister der betroffenen Kommunen des
Landkreises Fulda für die Möglichkeit, im Rahmen der heutigen Anhörung Stellung beziehen zu
können.

l. Wir begrüßen grundsätzlich die Ausweisung des ehemaligen Grenzstreifens als Nationales
Naturmonument „Grünes Band Hessen". Die Ausführungen dazu in der Präambel des
Gesetzesentwurfs und dem Vorblatt zum Gesetzentwurf finden unsere Zustimmung und
Unterstützung.

2. Wir kritisieren die Vorgehensweise des Ministeriums bzgl. der Art und Weise des Umgangs,
der Beteiligung, der mangelnden Information der betroffenen Kommunen und der
Nichtbeteiligung der betroffenen Grundstückseigentümer.

3. Wir halten den aktuell vorliegenden Entwurf mit dem Vorblatt zum Gesetzentwurf, mit
heißer Nadel gestrickt, vielen handwerklichen Fehlern, in sich unschlüssig und an einigen
Stellen widersprüchlich. Eine so schlecht erstellte Vorlage kann und darf zur Beschlussfassung
nicht vorgelegt werden.

Begründung:
Bereits seit dem Jahr 2019 verfolgen wir die Diskussion zum NNM mit großer Spannung und Sorge.
Immer wieder haben wir in Gesprächen, aber auch schriftlich die Information und Beteiligung der
betroffenen Grundstückseigentümer gefordert. Wir haben auf keine Stellungnahme eine Antwort
bekommen und müssen auch heute noch feststellen, dass diese Beteiligung nicht stattgefunden hat.

So kann man mit Grundstückseigentümern nicht umgehen. Hier geht es oft um Existenzen. Die
Flächen werden bewirtschaftet, um Erträge zu erzielen und sind somit Lebensgrundlage. Ihre
Vorgehensweise lässt bei vielen Land- und Forstwirten den Eindruck einer schleichenden Enteignung
entstehen. Sie fühlen sich vom Ministerium überrumpelt, bevormundet und ausgebremst.

Das hätte mit einer frühzeitigen offensiven Beteiligung verhindert werden können. Diese Forderung
haben wir bereits im Februar 2020 im Rahmen eines Gespräches mit dem Büro iPU aus Erfurt
vorgetragen und dann ca. l Jahr nichts mehr gehört.

Im Januar 2022 bat dann Staatssekretär Conz um ein persönliches Gespräch. Ich habe gegenüber
Herrn Staatssekretär Conz in Rasdorf im Januar und März auf die Notwendigkeit der Beteiligung der
Grundstückseigentümer gedrungen und darauf hingewiesen, dass wir Kommunen nicht mehr bereit
sind, durch mangelnde Information und Beteiligung die Kohlen für das Land oder den Bund vor Ort
aus dem Feuer zu holen.

Ende Juli 2022 erhalten wir den Entwurf des Gesetzes zur Stellungnahme bis zum 23.08.2022. Mitten
in der Urlaubszeit. Somit sind parlamentarische Beratungen dazu unmöglich. Zeit sich mit dem
Entwurf ausreichend beschäftigen zu können war somit ebenfalls nicht gegeben. Troadem haben fast
alle Kommunen Stellungnahmen mit unterschiedlichsten Anregungen und Bedenken vorgelegt.
Eingangsbestätigung - Fehlanzeige.

Nun zu den Inhalten:

Die Karte mit der Gebietsabgrenzung stimmt nicht mit der Grundstückliste überein. Eine ganze Reihe
von Grundstücken der Grundstücksliste liegen außerhalb des Geltungsbereiches und Grundstücke im
Geltungsbereich sind nicht in der Grundstücksliste enthalten.

l
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Das betrifft sogar bebaute Grundstücke und Baugrundstücke innerhalb von Bebauungsplänen. In der
Begründung zum Vorblatt zum Gesetzentwurf zitiere ich aus Absatz 2: Es befinden sich keine
ausgewiesenen Baugebiete oder im Zusammenhang bebaute Ortschaften im Schutzgebiet. Diese
Erläuterung stimmt nicht.
Diese offensichtlichen Fehler müssen vor Verabschiedung des Gesetzes behoben werden. Die
Schutzgebietsabgrenzung muss mit der Grundstückstabelle übereinstimmen.

§ 2 Abs. 3 wird unter anderem angeführt, dass die Schutzgebietskarten in den Kommunen ausliegen.
Warum bekommen wir weder Karte noch Informationen dazu?

§ 2 Abs. 4 Hier begrüßen wir und stimmen zu, dass auch Orte mit kulturhistorischer Bedeutung für
das Grüne Band mit dem NNM verbunden und erlebbar gemacht werden sollen. Weiter ist
vorgesehen, Orte mit besonderer kulturhistorischer Bedeutung in Bezug auf die ehemalige
innerdeutsche Grenze durch die zuständige Ministerin bzw. den zuständigen Minister in einer
Rechtsverordnung festzulegen. Dazu fordern wir, diese Orte bereits im Gesetz festzulegen, damit
diese eindeutig bereits mit der Ausweisung feststehen und Rechtssicherheit für deren Bestand und
Weiterentwicklung gegeben ist. Für unseren Bereich trifft das unter anderem auf Point-Alpha inkl.
der Außenanlagen zu.

§ 3 Abs. 2 Schutzzwecke der Zonen l - III entsprechen nicht den Festlegungen in § 4 Abs. 3, § 7 Abs.
2 und § 8 Abs. 2. Hier insbesondere was die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln betrifft. Hier
fordern wir den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in §§ 7 und 8 wie im Ersten Entwurf des Gesetzes
wiederaufzunehmen.

Die Regelungen zu Entschädigungen in § 10 sind unzureichend. Hier fehlt uns eine Konkretisierung,
was wesentliche Erschwernisse sind. Durch die Ausweisung dürfen auf keinen Fall wirtschaftliche
Nachteile für die privaten und kommunalen Flächen bei der Bewirtschaftung bzw. auf Dauer eine
Wertminderung entstehen.

Um mehr Verlässlichkeit für die Entschädigungen bei Nutzungseinschränkungen zu erreichen, fordern
wir diese nicht im Rahmen einer Rechtsverordnung zu erlassen, sondern direkt im Gesetz zu regeln.

Weiterhin sind wir der Auffassung, dass die Gebietsabgrenzungen in Teilbereichen viel zu großzügig
dimensioniert worden sind. Besonders bei den mit 65 % -Anteilsflächen Wald gilt es kritisch
festzustellen, dass z. B. im Bereich von Hundsbach, Theobaldshof und Neuswarts Abgrenzungen bis
zur SOOm-Linie und darüber hinaus vorgenommen worden sind. Dies ist so für uns nicht
nachvollziehbar, denn die Abgrenzungen gehen deutlich über die eigentlichen Flächen und
Zielsetzungen des „Grünen Bandes" hinaus. Auch im Bereich der landwirtschaftlich genutzten Flächen
wurden mehrfach Flurstücks bezogene Abgrenzungen durchgeführt, welche dazu führen, dass die
Gebietskulissen des Grünen Bandes aus unserer Sicht unnötig erweitert werden. Ein gutes Beispiel
hierfür findet sich im Bereich der Gemeindekarte „Knottenhof (19.2). Es wurden landwirtschaftlich
genutzte Flurstücke, die sich sozusagen in „Zweiter Reihe" befinden über die lOOm-Linie hinaus
abgegrenzt (Zone II). Dies ist so nicht nachvollziehbar und die Vorgehensweise sollte aus unserer
Sicht überdacht werden.

Eine relativ strikte Abgrenzung im Rahmen einer 30m - 50m Zone, wie Sie beispielsweise in
Thüringen praktiziert wurde, würden wir insgesamt anregen. Diese böte Sicherheit für alle
Beteiligten, vor allen Dingen aber eine bessere Akzeptanz der Land- und Forstwirtschaft. Durch eine
gezielte Förderung nach § 10 des Gesetzesentwurfes könnte die Akzeptanz und Motivation der
Landwirte weiter gesteigert werden. Seitens der Landwirtschaft wird uns Kommunen immer wieder
Unverständnis für die großzügige Dimensionierung der Gebietskulissen signalisiert. Wir regen daher
an, diese Abgrenzungen im Rahmen des weiteren Verfahrens nochmal grundsätzlich zu überdenken.
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Gerade vor dem Hintergrund, dass es große Bedenken aus der Landwirtschaft gibt, dass eine weitere,
relativ uneingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung in den Zonen II und III auch tatsächlich erfolgen
kann, würde eine Reduzierung in der Breite dienlich sein. Hierbei weisen wir auch explizit auf die
gemachten Aussagen des Ministeriums hin, dass keine weiteren Einschränkungen für die Zukunft
geplant sind. Für die Gesamtakzeptanz des Grünen Bandes als NNM ist es wichtig, dass diese
Zusagen auch Bestand haben. Wir weisen darauf hin, dass in der Vergangenheit immer wieder
vorhandene, abgegrenzte Gebietskulissen als Grundlage für weitere Gesetze und Einschränkungen
genutzt wurden. Dies hat zu Irritationen und Vertrauensverlusten insbesondere bei der
Landwirtschaft geführt und darf sich im Rahmen des „Grünen Bandes" so nicht wiederholen.

Um das Vertrauen und die Akzeptanz der Landwirte zu gewinnen, wäre die Aufnahme einer Klausel
im Gesetz, dass die im NNM definierte Gebietskulisse nicht für weitere Rechtsverordnungen mit
dem Ziel die Landwirtschaft vor Ort weiter einzuschränken, verwendet werden soll.

Die Erstellung eines Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplan gem. § l l sowie die Einrichtung und
Zusammensetzung eines Fachbeirates gem. § 12 begrüßen wir ausdrücklich und möchten uns dort
auch einbringen.

Mit den festgesetzten Nutzungsauflagen und noch zu erstellenden Rechtsverordnungen sehen wir die
touristische Weiterentwicklung der Region unnötig erschwert. Die Möglichkeiten der Erhaltung des
aktuellen Zustandes und der Weiterentwicklung von touristischen Einrichtungen und Anlagen müssen
konkreter benannt werden. Das betrifft für unseren Bereich neben Point-Alpha besonders die R.ad-
und Wanderwege. Hier ist eine Vernetzung von Hessen nach Thüringen besonders wichtig. Hierzu
schlagen wir eine enge Zusammenarbeit aller betroffenen Akteure vor.

Abschließend bitten wir unser Anregungen und Bedenken aufzunehmen bzw. einzuarbeiten und uns
vor Verabschiedung im Landtag eine Neufassung des Gesetzes mit seinen Anlagen zukommen zu
lassen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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Gesetzentwurf der Landesregierung Gesetz über das Nationale Naturmonu-
ment „Grünes Band Hessen“ – Drucks. 20/9132 – 
Ihr Schreiben vom 17.10.2022, Az. I 2.18 
Stellungnahme des Hessischen Landkreistages  
 
 
Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
sehr geehrter Herr Thaumüller,  
 
wir bedanken uns für ihr o.g. Schreiben, mit dem Sie uns den Gesetzentwurf der 
Landesregierung Gesetz über das Nationale Naturmonument „Grünes Band Hessen“ 
zur Stellungnahme zugeleitet haben. Auf der Grundlage einer Befragung seiner Mit-
glieder erklärt sich der Hessische Landkreistag hierzu wie folgt: 
 

Gegen den Entwurf bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Da von uns im Rahmen der mündlichen Anhörung inhaltlich nichts beigetragen wer-
den könnte, was über die vorstehende Positionierung hinausgeht, bitten wir um Ver-
ständnis, wenn wir im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung auf eine Teilnahme an 
der mündlichen Anhörung verzichten.  
 
Wir bitten um Kenntnisnahme.   
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 

 
 
Lorenz Wobbe 
Referatsleiter  

Hessischer Landkreistag  Frankfurter Str. 2   65189 Wiesbaden 

Frankfurter Str. 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon       (0611) 17 06 - 0 
Durchwahl  (0611) 17 06- 15 

Telefax-Zentrale (0611) 17 06- 27 
PC-Fax-Zentrale (0611) 900 297-70 
PC-Fax-direkt     (0611) 900 297-99 

e-mail-Zentrale:  info@hlt.de 
e-mail-direkt: wobbe@hlt.de 
www.HLT.de 

Datum:  15.11.2022 
Az. :  Wo/364.21 

Hessischer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Herrn Geschäftsführer 
Karl-Heinz Thaumüller 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden  
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